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Unter schwierigen Umständen
Zehn Monate rot-rote Koalition in Brandenburg 
Von Kerstin Kaiser, Fraktionsvorsitzende im Landtag

Als nach der branden-
burgischen Landtags-
wahl im Herbst ver-
gangenen Jahres aus 
den Sondierungsge-
sprächen plötzlich 
Koalitionsverhand-

lungen wurden, kam das für die Ken-
ner der Landespolitik ziemlich überra-
schend.

Natürlich waren wir gut vorbereitet 
– das war nicht der Punkt. Schon die 
märkische PDS war entschlossen, aus 
ihren politischen Alternativen und Vor-
schlägen auch praktische Regierungs-
politik zu machen. In der zurücklie-
genden Legislaturperiode hatten wir 
gut zwei Jahre für eine breite innerpar-
teiliche, vor allem aber auch öffent-
liche Debatte über ein Leitbild für ein 
solidarisches Brandenburg genutzt. In-
halte und Art dieser Debatte waren die 
gute Basis für das Landtagswahl-Pro-
gramm mit seinen 15 Schlüsselvorha-
ben – »Vorhaben, die für uns zum Fun-
dament eines politischen Bündnisses 
für ein neues Brandenburg gehören«, 
wie es in der Präambel hieß. Und sie 
überzeugte die Wähler.

Überraschend war vielmehr, dass 
sich die SPD in Brandenburg plötzlich 
einen Ruck gab und auf eine neue po-
litische Konstellation setzte. Im An-
gesicht der tiefen Finanz- und Wirt-
schaftskrise, angesichts der Bilanz der 
Transformation Ostdeutschlands seit 
1989/90 und der zunehmenden so-
zialen Polarisierung in ganz Deutsch-
land sowie mit Blick auf die großen 
Herausforderungen bei geringer wer-
denden Ressourcen setzte man auf ei-
nen Neuanfang. Dabei förderte der de-
solate personelle, konzeptionelle und 
programmatische Zustand der CDU die 
Bereitschaft zum Wechsel. Die Fort-
setzung der alten Koalition hätte wohl 
auch die Brandenburger SPD in den 
bundesweiten Abwärtsstrudel der Ge-
samtpartei gezogen. Naheliegend, 
aber nicht selbstverständlich erwie-
sen sich DIE LINKE und ihr Programm 
zur Neuorientierung der Politik im Lan-
de auch im Eigeninteresse der SPD als 
die bessere Alternative.

Die neue Koalition machte »Gemein-
sinn und Erneuerung« zum Leitmotiv 
künftiger Entwicklung; sie will »unser 
Land zusammenführen« und »aus der 

Vielfalt der Brandenburger Gesellschaft 
heraus« handeln. Seit rund einem Jahr 
kämpfen wir um die praktische Umset-
zung dieser Politik für eine solidarische 
Gesellschaft unter schwierigen Um-
ständen. Erfolgreiches Regieren ver-
langt neben vielem anderen vor allem 
eines: Soziale Milieus, die zwar von 
Werten der Solidarität, der sozialen 
Gerechtigkeit und des sozialen Aus-
gleichs getragen werden, aber durch 
ihre Vergangenheit und ihr heutiges 
Verhältnis zu dieser Vergangenheit ge-
trennt sind, müssen im Interesse von 
Gegenwart und Zukunft zusammen-
geführt werden. Es müssen Entschei-
dungen gefällt und umgesetzt werden, 
die vor den kritischen Augen und der 
Lebenswirklichkeit ganz unterschied-
licher Menschen Bestand haben. Und 
das, ohne neue politische oder kultu-
relle Gräben aufzureißen – in einer Zeit, 
in der die Þ nanzielle Entwicklung und 
die fast alles übertönende Begleitmu-
sik der Bundespolitik eher dazu zwingt, 
Zumutungen zu verteilen als Wohltaten 
auszubreiten.

In dieser Weise Mehrheitsfähig-
keit zu gewährleisten, hat mit Harmo-
niesucht oder »Kuschelkurs« nichts zu 
tun. Im Gegenteil: Solch Opportunis-
mus würde geradewegs dazu führen, 
dass die strategische, auf Mehrheiten 
gegründete Handlungsfähigkeit erst 
gar nicht zustande käme. Wie es um-
gekehrt auch die Mehrheit gefährdet, 
wenn wir nur den parteitaktischen Vor-
teil sehen oder kurzfristig Punkte sam-
meln wollen.

Die unterschiedlichen sozialen Mili-
eus, ihre Erfahrungen, Prägungen und 
Interessen, prallen zuerst immer in der 
Koalition aufeinander: in den Frakti-
onen, Ausschüssen, auch im Kabinett. 
Schließlich hatte die Koalition keinen 
politischen Vorlauf – etwa in gemein-
samer Opposition. Sie kam nach fast 
20 Jahren Konß ikt zwischen Regierung 
und Opposition zustande. Die gemein-
same Arbeit musste und muss immer 
noch einhergehen mit gegenseitigem 
Kennenlernen, mit gründlichem Verste-
hen der anderen Seite, mit dem Gewin-
nen von Vertrauen und Berechenbar-
keit. Dazu bedarf es klarer Worte und 
des Strebens nach gemeinsamen Ent-
scheidungen.

Mit Blick auf Öffentlichkeit, Parla-

ment und Gesellschaft geht das mit-
unter mit schroffen Auseinanderset-
zungen einher. Erfolgreiches Regieren 
in diesem Sinn heißt eben auch, dass 
sich die Landespartei, die Fraktion und 
die Regierungsmitglieder der LINKEN 
neu sortieren und »aufstellen« müssen, 
das eigene ProÞ l und Glaubwürdigkeit 
müssen auf andere Weise herausge-
bildet, geschärft und gepß egt werden 
als zu Oppositionszeiten. Da lernen wir 
ständig dazu.

Das Ringen um Mehrheitsfähig-
keit gilt aber natürlich für die gesamte 
Koalition. Auch für den noch vor Jah-
resfrist unangreifbaren Ministerprä-
sidenten Matthias Platzeck. Als der 
Landtag die Einführung eines Landes-
Schüler-Bafögs debattierte, musste er 
sich von CDU-Seite »Betroffenheitsly-
rik bourgeoiser Jüngelchen« vorwerfen 
lassen: Gute Bildung müsse sich jeder 
selbst hart erarbeiten – der Staat dür-
fe da nicht mit einer »Tüte Bakschisch« 
herumgehen. – So tief sind die Brüche 
zwischen den einstigen Koalitionären, 
so ernst der dahinter steckende ge-
sellschaftliche Konß ikt. Erste Schritte 
zur Aufhebung der Residenzpß icht er-
folgten vergleichsweise geräuschlos.

Seither haben sich Opposition und 
Teile der Presse auf die Haushaltspo-
litik von Rot-Rot eingeschossen. Trotz 
verschlechterter Einnahmesituation in-
folge der Krise und der Entscheidungen 
der Bundesregierung, trotz zurückge-
hender Transferleistungen verbindet 
Rot-Rot in Brandenburg die Umsetzung 
der Koalitionsvereinbarung mit der 
Konsolidierung des Haushaltes. Auch 
hier sind die politischen Konß ikte hart. 
Im Interesse der Haushaltsdisziplin 
verhängte Finanzminister Markov (DIE 
LINKE) im Mai haushaltswirtschaftliche 
Beschränkungen – unter schrillem Pro-
testgeschrei der Opposition. Erst gal-
ten Beschränkungen als Beleg für die 
NichtÞ nanzierbarkeit »sozialer Wohl-
taten«, dann – angesichts der Popula-
rität rot-roter Projekte – waren die Be-
schränkungen plötzlich überflüssig 
(und der Haushalt damit ebenso plötz-
lich eigentlich ganz okay), aber der Fi-
nanzminister konnte angeblich nicht 
rechnen.

In dieser bundes- und landespoli-
tisch schwierigen Situation haben wir 
gemeinsam  mit dem Koalitionspartner 
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seit letztem Herbst Entscheidungen ge-
troffen und Weichenstellungen vorge-
nommen, die klare Akzente einer so-
zialen Modernisierung des Landes set-
zen. Besonders wichtig sind uns:

1. der praktische Einstieg in den öf-
fentlich geförderten Beschäftigungs-
sektor (ÖBS) in diesem Sommer, wenn 
im Rahmen des Programms »Arbeit für 
Brandenburg« die ersten 1.250 ehe-
mals Langzeitarbeitslosen eine Exi-
stenz sichernde, sozialversicherungs-
pß ichtige und überjährig wirksame Be-
schäftigung aufnehmen

2. die Einstellung der ersten 450 
neuen Lehrerinnen und Lehrer zu 
Schuljahresbeginn 2010/11 zur Siche-
rung der Schüler-Lehrer-Relation

3. die Herabsetzung des Betreu-
ungsschlüssels in den Kindertagesstät-
ten für die 0- bis 3-Jährigen von einer 
Erzieherin für sieben Kinder auf sechs 
und für die über Dreijährigen von 1 zu 
13 auf 1 zu 12. Damit verbessern sich 
sowohl die Zuwendung für die Kinder 
als auch die Arbeitsbedingungen der 
Erzieherinnen und Erzieher.

4. die Einführung des Schüler-Ba-
fög mit Beginn des neuen Schuljahres, 
um Kindern und Jugendlichen aus ein-
kommensschwachen Familien den Weg 
zum Abitur zu erleichtern

5. die Gewährleistung der hohe Qua-
lität der Musikschulen und die Auswei-
tung des Kreises der davon profitie-
renden Kinder und Jugendlichen, was 
dem Anliegen der Volksinitiative ent-
gegenkommt

6. das bevorstehende Vergabege-

setz, das die Vergabe öffentlicher Auf-
träge an die Bezahlung der Beschäf-
tigten mindestens auf dem ange-
strebten gesetzlichen Mindestlohnni-
veau bindet.

Auf dieser Basis, das konnten wir 
im Juni auf Regionalkonferenzen fest-
stellen, hält das Regierungshandeln 
der LINKEN der kritischen Überprüfung 
durch die Parteibasis sehr gut stand.

Auf den Konferenzen wurde sehr 
konkret, entscheidungsorientiert und 
im Bewusstsein der besonderen Ver-
antwortung für linke Politik in einer Zeit 
knapper und knapper werdender Þ nan-
zieller Ressourcen diskutiert. Die Zu-
sammenarbeit von LINKEN und Sozial-
demokratinnen und Sozialdemokraten 
in der Koalition wurde gelobt, kritische 
Unterstützung zugesichert.

Alles in allem zeigt sich: Der Kurs von 
Rot-Rot in Brandenburg stützt sich auf 
ein tragfähiges Fundament und führt in 
die richtige Richtung. Ohne Übermut, 
aber selbstbewusst setzen wir auf das 
Engagement aller Brandenburgerinnen 
und Brandenburger und unterstützen 
sie mit aller Kraft. Bei der sozialen Mo-
dernisierung unseres Landes lassen wir 
uns von der schwarz-gelben »Sparpo-
litik« im Bund nicht gängeln und ent-
mutigen, sondern streiten erst recht 
für einen Politikwechsel in aller Brei-
te, auch über Brandenburg hinaus. Er-
folge in diesem Sinn sind erst der Auf-
takt für soziale Politik im 21. Jahrhun-
dert; mit hohem Aufwand und nicht ne-
benbei zu erreichen. Durch sie würden 
aber deutlich die Aufräumarbeiten er-

leichtert, die neoliberale Verwüstungen 
des Sozialstaats und Kriegspolitik hin-
terlassen haben.

Ob wir ankommen, wo wir hin wol-
len, hängt auch davon ab, ob die Partei 
DIE LINKE mit ihren Aufgaben wächst. 
Und ob wir uns in die Lage versetzen, 
aus »zarten Pß änzchen« wie in Bran-
denburg oder Berlin – und mehr sind 
es nicht – mehr zu machen. Erfolg in 
Brandenburg, die Betonung der posi-
tiven Ansätze dort hat bundesweite 
Wirkung. Kritische Punkte, schwierige 
Kompromisse sollen diskutiert werden. 
Aber wir dürfen auf keinen Fall, wie bis-
her leider auch geschehen, mit Stiefeln 
über die zarten Pß änzchen einer Neu-
orientierung der Politik wegtrampeln.

In diesem Sinn sind unsere sechs 
Schwerpunkte Beispiele für einen An-
fang. Selbst wenn wir uns dabei nicht 
in allem durchsetzten und einiges auch 
parteiintern umstritten bleibt: Der für 
uns entscheidende Punkt war, die Koa-
lition und die Neuorientierung der Lan-
despolitik anzufangen und die kleine 
Chance auf Entwicklung zu nutzen. Und 
genau daran und nicht an abstrakten 
Vorstellungen wollen wir gemessen, 
kritisiert und dann unterstützt werden. 
Um von links dieses Land mit zu gestal-
ten. Um den Spielraum für soziale Poli-
tik überhaupt zu erweitern.

info@kerstin-kaiser.eu

www.dielinke-fraktion.brandenburg.de

Fraktion DIE LINKE im Landtag Branden-

burg, Am Havelblick 8, 14473 Potsdam, 

Telefon: (0331) 966 15 03
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Exkursion der Fraktion mit dem Landes-

forstbetrieb in den märkischen Wald


